




















































- Förderung der Erschließung ausländischer Märkte. 
Die CDU Baden-Württemberg vertritt den Standpunkt, daß eine ge­
sunde mittelstandsfreundliche Politik dem Wohl aller Bürger unseres 
Landes dient. Eine gut funktionierende mittelständische Wirtschaft 
macht wirtschaftliches Wachstum und damit soziale Reformen und 
Leistungen erst möglich. 

Für die Stärkung der freien Berufe 

Die CDU weiß, was unser Land der Initiative und dem Fleiß der Selb­
ständigen verdankt. Der hohe Leistungsstandard, den Baden-Würt­
temberg aufzuweisen hat, wäre ohne den Beitrag der freien Berufe 
nicht möglich. 
Die CDU begrüßt, daß die freien Berufe im Mittelstandsförderungs­
gesetz berücksichtigt wurden. Sie hält es für richtig, daß damit die 
freien Berufe grundsätzlich die gleichen Förderungsmaßnahmen wie 
die gewerbliche Wirtschaft in Anspruch nehmen können. 

Auch weiterhin Förderung der strukturschwachen Gebiete 

Die CDU macht ernst mit der Forderung nach Chancengleichheit aller 
Bürger in Baden-Württemberg. Daher will sie, daß auch in Zukunft die 
Strukturpolitik für die wirtschaftsschwachen Gebiete fortgeführt und 
ausgebaut wird. Ziel dieser Politik muß es sein, einen bestmöglichen 
Ausgleich für Standortnachteile gegenüber den wirtschaftsstärkeren 
Räumen zu geben; durch Hilfen des Landes bei Investitionen und 
durch den weiteren Ausbau der Infrastruktur. 
Das Ausbluten bestimmter Regionen des Landes muß verhindert 
werden. 
Deshalb unterstützt die CDU folgende Maßnahmen: 

besondere Förderung von wirtschaftsschwachen Gebieten durch 
die Festsetzung von Landesausbauorten; 
besondere Förderung von Gebieten mit einseitiger Wirtschafts­
struktur durch Neuansiedlung von Industrie und durch Unter­
stützung von Umstellungs- und Diversifizierungsinvestitionen. 

Die CDU begrüßt die Sonderprogramme und Hilfen für viele Gebiete 
unseres Landes. Genannt seien nur die Programme für die Hohen­
loher Gebiete und für den Raum Heilbronn-Neckarsulm. Mit diesen 
Initiativen konnten schwerwiegende Beschäftigungseinbrüche ver­
hindert und Anreize zur wirtschaftlichen Kräftigung gegeben werden. 
Die CDU lehnt einen Baustopp ab, der das Leben in den Gemeinden 
abwürgen und die bestehenden Verhältnisse konservieren würde. 
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Innere Ordnung in den Verdichtungsräumen 
Der CDU liegt daran, daß auch die Verdichtungsräume menschen­
würdig und funktionsfähig bleiben. Denn sie sind unentbehrliche 
Zentren des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens. Die CDU 
tritt aber dafür ein, daß wirtschaftliches Wachstum und technischer 
Fortschritt in Einklang gebracht werden mit der Leistungsfähigkeit 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen, mit Boden, Wasser, Luft und 
Landschaft. Eine flächenhafte Ausbreitung der Siedlungstätigkeit um 
den Verdichtungskern muß daher vermieden werden. 
Die CDU hält es für wichtig, die Urbanität der Zentren der Großstädte 
zu stärken. Modernisierung, Sanierung und Denkmalpflege, aber auch 
die Verbesserung der Umweltverhältnisse müssen daher Vorrang ha­
ben vor der Erschließung neuer Baugebiete. Die CDU tritt dafür ein, 
bei der städtebaulichen Förderung den Akzent noch stärker auf die 
Erhaltung guter Bausubstanzen und auf eine menschengerechte Ge­
staltung der gebauten Umwelt zu legen. Es soll sich für den Bürger 
wieder lohnen, auch in den inneren Stadtbezirken zu wohnen und dort 
auch die Freizeit zu verbringen. 

Zur ausgewogenen Landesentwicklung gehört auch ein funk­
tionierendes Verkehrsnetz 
Die CDU wird darauf achten, daß das Verhältnis zwischen Schiene 
und Straße nicht einseitig zu Lasten einer der beiden Verkehrsträger 
verschoben wird. In einem Flächenstaat wie Baden-Württemberg 
dürfen weder notwendige Bahnlinien stillgelegt noch die erforder­
lichen Aus- und Weiterbauten der Bundes- und Landstraßen ver­
nachlässigt werden. 
Die CDU erkennt die Bedeutung, welche der öffentliche Personen­
nahverkehr für die Ballungszentren hat. Aber auch im ländlichen Raum 
muß die Bedienung mit öffentlichen Verkehrsmitteln erhalten bleiben, 
wenn das vom Landesentwicklungsplan geforderte Ziel der Gleich­
wertigkeit der Lebensverhältnisse voll verwirklicht werden soll. 
Die CDU spricht sich daher klar gegen die Absicht des Bundes aus, 
namentlich in den ländlichen Gebieten Bahnstrecken in großem Um­
fang stillzulegen, ehe Ersatz durch ein angemessenes Straßennetz ge­
schaffen ist. 

IV. Energiepolitik 
Die CDU Baden-Württemberg hat auf ihrem Parteitag in Pforzheim 
ihre Entscheidung in der Energiepolitik getroffen. Kernpunkte dieses 
Energiekonzepts sind: 

Durch rationelle Energieverwendung Reduzierung des lnlandver­
brauchs gegenüber den ursprünglich für 1985 vorgesehenen Werten; 
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- Beschränkung der Abhängigkeit der Gemeinschaft von Energie­
einfuhren aus Drittländern; 

- langfristige Verwendung von Kohle und Erdöl nicht als Energie­
träger, sondern als Rohstoff für hochwertige Produkte; 

- Einsatz der Kernenergie. Sie ist nach dem derzeitigen Stand der 
Wissenschaft die vorteilhafteste Lösung für eine Produktion von 
Wärme zur Stromerzeugung und zur industriellen Nutzung. Dies 
gilt besonders im Blick auf ihre Verfügbarkeit, die Vorteile beim 
Transport, die Bevorratung und unter den Gesichtspunkten des 
Umweltschutzes. 

Die CDU wird ferner darauf drängen, daß die Bundesregierung ihre 
Bemühungen zur Erforschung neuer Technologien zur Gewinnung 
von Energie endlich verstärkt. 
Die von der CDU getragene Landesregierung hat entsprechend diesem 
Konzept Konsequenzen gezogen. In ihrem Bericht über die Möglich­
keiten zur Einsparung von Energie aus dem Jahr 1975 hat sie die auf 
absehbare Zeit möglichen Maßnahmen zur Energieeinsparung in An­
griff genommen. Die Zuwachsraten des Stromverbrauchs liegen in 
ihrer Planung bei 6%. Damit bleibt sie unter den Annahmen sowohl der 
Bundesregierung (7%) als auch der Europäischen Gemeinschaften 
(8%). Diesen reduzierten Planungen liegen nach Auffassung der CDU 
realistische Annahmen zugrunde. Das Energieangebot muß entspre­
chend erweitert werden. Andernfalls 

ist bis Ende der 70er Jahre bei der Stromversorgung in Baden­
Württemberg eine Lücke von etwa 700 Megawatt nicht auszu­
schließen, die mit Importstrom von außerhalb nicht gedeckt wer­
den kann, weil auch in den Nachbarländern Mangel herrscht; 
droht in den 80er und 90er Jahren eine für die Gesamtwirtschaft 
höchst gefährliche Entwicklung, denn die Vorräte an Erdöl, das die 
Primärenergieversorgung von Baden-Württemberg zu 70% trägt, 
und Erdgas gehen voraussichtlich in 30 Jahren zu Ende; 
gibt es keine Gewähr für Vollbeschäftigung, denn dazu ist ein 
durchschnittliches Wachstum von 3% bis 4% erforderlich; Voraus­
setzung dafür aber ist ein zusätzliches Angebot an elektrischer 
Energie in Höhe von 6%. 

Um diese Gefahren abzuwenden, ist die Verwendung von Kernenergie 
unumgänglich. In Übereinstimmung mit der Landesregierung betont 
die CDU erneut, daß die Sicherheit der Menschen und der Schutz der 
Landschaft Vorrang vor allen energiepolitischen Überlegungen hat. 
Die Wirtschaftlichkeit kommt erst danach. Deshalb ist es richtig: 
- Die Wahl der Standorte nicht der Energiewirtschaft zu überlassen, 

sondern sie im öffentlichen Interesse durch den Staat festzulegen; 
Gutachten von unabhängigen Wissenschaftlern zu allen Standort­
fragen einzuholen, über damit zusammenhängende Fragen mit 
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berufsständischen Organisationen und mit Bürgerinitiativen, soweit 
sie sich auf den Boden des Rechtsstaates zu stellen bereit sind, zu 
sprechen; ,.i 

- die Sicherheitsbestimmungen streng zu fassen und auf die Ein-
haltung der Sicherheitsvorschriften peinlich zu achten. 

Die CDU ist der Überzeugung, daß bei Abwägung aller Belange des 
Umweltschutzes, der Sicherheit und der gesunden Entwicklung des 
Landes Baden-Württemberg Kernkraftwerke ohne unnötige Verzöge­
rung gebaut werden müssen. Sie wertet das Verlangen der SPD des 
Landes nach einem Baustopp für Kernkraftwerke für mindestens 2 Jahre 
unvereinbar mit der Verantwortung für die Sicherung der Stromver­
sorgung und der Arbeitsplätze. 

V. Finanzpolitik 
Mit Beginn der Koalitionsregierung aus SPD und FDP im Bund haben 
sich die Finanzverhältnisse in Bund, Ländern und Gemeinden mit 
zunehmendem Tempo verschlechtert. Die Bundesregierung macht 
1975 mit rund 40 Milliarden DM in einem Jahr annähernd gleichviel 
Schulden wie zuvor CDU-geführte Regierungen in 20 Jahren von 
1949 bis 1969. Insgesamt befinden wir uns in der größten Finanz­
misere der Nachkriegszeit. Eine leichtfertige, fälschlich als Reform­
politik etikettierte, finanziell nicht abgesicherte Wunschpolitik hat 
Staat und Wirtschaft überfordert und die soziale Sicherheit der Bürger 
gefährdet. Das Ergebnis ist die tiefste und gravierendste Rezession 
und die ernsteste Vertrauenskrise seit Bestehen der Bundesrepublik. 
Das Konzept der Bundesregierung zur Behebung dieser Krise ist halb­
herzig, widersprüchlich und kurzatmig. Geringfügigen Sparvorschlä­
gen stehen einschneidende Steuererhöhungen gegenüber. Tatsache 
ist, daß in den vergangenen Jahren zu viel verteilt worden ist. Die 
Ursache allen Übels, daß nämlich die Ausgaben stärker zu wachsen 
drohen, als die Einnahmen, bleibt bestehen. Das dadurch entstehende 
strukturelle Haushaltsdefizit kann nur durch konsequente Ausgaben­
kürzungen überwunden werden. Die Kürzungen, die die Regierung 
Schmidt unter dem Zwang der leeren Kassen und angesichts einer alle 
Maßstäbe sprengenden Staatsverschuldung empfohlen hat, um einen 
Teil der von SPD und FDP gemachten Fehler zu korrigieren, genügen 
in keiner Weise. Die CDU stellt fest, daß die Bundesregierung den Weg 
weiterer Kürzungen nicht zu gehen bereit ist. Wird aber dieser Weg 
nicht beschritten, gerät die staatliche Ordnung in die Gefahr der Auf-
lösung. ~· 
Deshalb- fordert die CDU eine grundlegende Kurskorrektur. Folgende 
Maßnahmen sind zu" ergreifen: 

Die Staatsausgaben müssen auf ein vernünftiges Maß zurückgeführt 
werden; 
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die Leistungskraft der Wirtschaft und ihre internationale Konkur­
renzfähigkeit muß durch gezielte steuerliche Erleichterungen wieder 
hergestellt werden ; 
das Vertrauen in die Zukunft muß wiedergeschaffen werden, durch 
Beseitigung der zusätzlichen Belastungsfaktoren wie den So­
zialisierungstendenzen, das Gerede um Verstaatlichung und Inve­
stitionslenkung. 

Das Land Baden-Württemberg geht den unbequemen, aber einzig 
richtigen Weg des Sparens. Die CDU unterstützt die Landesregierung 
bei ihrem Sparprogramm von einer Milliarde DM im Haushaltsjahr 
1976. Die CDU hat damit den Beweis erbracht, daß sich ein Ausweg 
aus den finanziellen Schwierigkeiten auch ohne Steuererhöhungen 
finden läßt. Die CDU begrüßt die getroffenen Sparmaßnahmen : 

Das Festhalten des Landes an der 42-Stunden-Woche als Arbeits­
zeit für die Beamten; 

- die Einrichtung der Dreier-Kommission, die allein im Haushalts­
jahr 1975 den Gegenwert von mehr als 2000 Beamtenstellen einge­
spart hat; 
die vorgesehene Verringerung des Personalbestandes des Landes 
um 4700 Stellen im Jahre 1976 durch Nichtbesetzung von frei ­
werdenden Stellen außerhalb der Schwerpunktbereiche der Landes­
politik. 

Als erstes Land hat Baden-Württemberg mit diesen Beschlüssen ein 
geschlossenes Sparkonzept vorgelegt. Die von der CDU getragene 
Landesregierung hat damit gezeigt, daß sie auch in einem Wahljahr 
schmerzliche Entscheidungen dann trifft, wenn dies im Interesse des 
Ganzen geboten ist. 

VI. Bildungspolitik 

Für eine humane Bildungspolitik 

Unter Führung der CDU sind in Baden-Württemberg grundlegende 
Fortschritte im Bildungsbereich erzielt worden : 
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eine umfassende Landschulreform hat entscheidend mitgeholfen, 
das Bildungsgefälle zwischen Stadt und Land aufzuheben und das 
soziale Bildungsgefälle zwischen den Bevölkerungsschichten ab­
zubauen. In allen Landesteilen wurde ein ausgewogenes Netz 
leistungsfähiger Schulen geschaffen ; 
die Versorgung unserer Schulen mit Lehrern konnte durch die über­
proportionale Steigerung der Lehrerzahlen wesentlich verbessert 
werden. Dies ermöglichte kleinere Klassen und ein verbessertes 
Unterrichtsangebot; 

durch den Ausbau der beruflichen Bildung hat das Land klare 
Schwerpunkte gesetzt. Dadurch wurde die Hauptschule zur eigent­
lich weiterführenden Schule. Für die Absolventen mit mittlerem Ab­
schluß und für die Abiturienten wurden neuartige Wege zu quali ­
fizierten Berufen eröffnet. Hier wurden von Baden-Württemberg 
Pionierleistungen auch für die überregionale Entwicklung erbracht ; 

- in allen Schulbereichen wurde eine innere Reform mit Augenmaß 
eingeleitet. Im Gegensatz zu der Entwicklung in SPD-Ländern 
konnte durch den praxisnahen, unvoreingenommenen und offenen 
Ansatz dieser Entwicklung ein Schulkampf vermieden werden; 
durch hohe Investitionen in Forschung und Lehre hat das Land ein 
leistungsfähiges Hochschulwesen aufgebaut. 

Inhaltliche Reformen haben Vorrang 

Im Mittelpunkt unseres Schulwesens muß der junge Mensch stehen. 
Es muß der Vielfalt seiner individuellen Begabungen und Neigungen 
Rechnung tragen. Die CDU wird sich auch künftig dem gleichmache­
rischen Trend einer sozialistischen Bildungsideologie widersetzen. 
Ein Höchstmaß der individuellen Förderung läßt sich nur erreichen, 
wenn die Unterschiedlichkeit des Menschen auch im Bildungswesen 
berücksichtigt wird. Die CDU fordert, daß auch der musische Bereich, 
die eigenschöpferische Betätigung, die Erziehung zu Toleranz und 
Hilfsbereitschaft, aber auch die körperliche Ertüchtigung zur Entfal­
tung kömmen. Eine einseitige lntellektualisierung des Schulwesens 
muß vermieden werden. 
Die CDU begrüßt, daß Baden-Württemberg als erstes Bundesland 
eine Expertenkommission „Anwalt des Kindes" berufen hat. Sie er­
wartet von dieser Kommission wertvolle Ratschläge. 
Die CDU sieht eine vorrangige Aufgabe darin, in der Schule indi ­
viduelle Förderung mit hohem Leistungsniveau zu verbinden. Schule 
darf nicht in Streß ausarten. Sie kann aber auf individuell abgestufte 
Leistungsanforderung nicht verzichten. Es geht darum, Überforderung 
gleichermaßen wie Unterforderung zu vermeiden. Um dieses Ziel zu 
erreichen, muß die Zusammenarbeit zwischen Elternhaus und Schule 
auf der Grundlage des Schulgesetzes verbessert werden. Schüler und 
Eltern brauchen vermehrt die beratende Hilfe des Lehrers. Das humane 
Klima der Schule hängt in hohem Maße vom Lehrer ab. Daher ist es 
unerläßlich, die Praxisnähe der Lehrerbildung zu sichern. Dies gilt vor 
allem für den Grundschulbereich, in dem eine falsche Verwissenschaft­
lichung vermieden werden muß. Die CDU in unserem lande hat in den 
vergangenen Jahren unter hohem finanziellen und personellen Auf­
wand im Rahmen von Modellversuchen neue pädagogische Möglich­
keiten erprobt. Diese Versuche müssen ausgewertet werden. Die bis-
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herigen Erfahrungen zeigen eindeutig, daß die integrierte Gesamt­
schule sich bislang nicht als eine brauchbare Alternative zum geglie­
derten Schulwesen herausgestellt hat. Sie baut Klassengegensätze 
nicht ab, sondern verstärkt sie; ihr Leistungsniveau ist nicht höher, 
sondern geringer als im Regelschulwesen. Ihre Einführung würde im 
lande die Schulwege weiter anwachsen lassen und zu einer untrag­
baren finanziellen Mehrbelastung aller Beteiligten führen. 
Die generelle Einführung der Oberstufenreform ist ganz wesentlich 
auch eine Frage der finanziellen Möglichkeiten. Wegen des stark ver­
engten Finanzrahmens des Landes hält es die CDU für richtig, die 
zunächst für das Schuljahr 1976/77 in Aussicht genommene Einfüh­
rung um ein Jahr zu verschieben. Diese Zeit muß dazu genutzt wer­
den, die mit dieser Oberstufenreform zusammenhängenden Fragen 
weiter zu klären. 
Wichtiger als organisatorische Experimente ist es nach Auffassung der 
CDU, die Zusammenarbeit zwischen den Schularten zu verbessern. 
Vor allem die Hauptschule, die von der Hälfte eines Altersjahrgangs 
besucht wird, muß auf der Grundlage des Aktionsprogramms zur Wei­
terentwicklung der Hauptschule attraktiv gestaltet werden. In allen 
Schularten wird die CDU ihre Bemühungen fortsetzen, die Schüler­
lehrer-Relation zu verbessern. 

Berufliche und allgemeine Bildung sind gleichwertige Alter­
nativen 

Die von der CDU getragene Landesregierung hat dem beruflichen 
Schulwesen Priorität eingeräumt. Sie sieht darin einen wirksamen Bei­
trag gegen eine übersteigerte Akademisierung. Daher wird die CDU 
weiter am Ausbau des Berufsschulwesens arbeiten. Sie will die selbst­
verständliche Partnerschaft zwischen dem öffentlichen Bildungs­
bereich und dem betrieblichen und überbetrieblichen Ausbildungs­
sektor. Sie tritt dafür ein, das Angebot berufsbezogener Ausbildungs­
gänge als Alternative zur Hochschule auszuweiten. 

Bildungs- und Beschäftigungssystem müssen aufeinander 
abgestimmt werden 

Das Bildungswesen kann seinen Dienst am Einzelnen und der Gesell­
schaft nur erfüllen, wenn es Rücksicht nimmt auf die Anforderungen 
der Berufs- und Arbeitswelt. Die CDU tritt dem modischen Trend ent­
gegen, weit mehr Akademiker und Abiturienten zu produzieren als sie 
unsere Gesellschaft angemessen beschäftigen kann. Sie wendet sich 
gegen eine Inflation der Bildung durch Minderung der Ansprüche. Die 
von der SPD noch vor wenigen Jahren erhobene Forderung, die Hälfte 
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eines Altersjahrganges müsse zum Abitur geführt werden, ist ange­
sichts des Staus vor Hochschulen und des wachsenden Beschäfti­
gungsrisikos unverantwortlich. 
Demgegenüber sind entschlossene Maßnahmen notwendig, um der 
wachsenden Zahl von Schul- und Hochschulabsolventen in den näch­
sten Jahren Arbeit und Ausbildungsplätze zu sichern. Die Bereitschaft 
der Wirtschaft, ein quantitativ und qualitativ ausreichendes Aus­
bildungsplatzangebot für die Lehrlinge zur Verfügung zu stellen, ist zu 
fördern. Die Bildungsinhalte von Betrieb und Berufsschule müssen 
aufeinander abgestimmt werden. Im öffentlichen Dienst und in der 
privaten Wirtschaft ist eine stärkere Durchlässigkeit von Berufslauf­
bahnen zu verwirklichen. Eine möglichst frühzeitige, umfassende und 
realistische Beratung über die voraussichtliche Entwicklung des Be­
darfs in den einzelnen Bereichen muß die Grundlage für eigenver­
antwortliche Entscheidungen schaffen. 

Eine Neuregelung des Hochschulzugangs 
Der Mangel an Studienplätzen zwingt die Zulassung zu den Hoch­
schulen neu zu regeln. Baden-Württemberg ist das hochschulreichste 
Bundesland. Die „Importquote" an Studierenden aus anderen Bundes­
ländern ist mit über 12000 Studenten am größten. Das rührt nicht zu­
letzt daher, daß die von SPD und FDP getragenen Landesregierungen 
auf der Grundlage ihrer egalitären Bildungsideologie die Zahl der 
Studienbewerber in den vergangenen Jahren unverantwortlich ver­
mehrt haben, ohne für ein entsprechendes Angebot an Studienplätzen 
zu sorgen. Die CDU will es dem Steuerzahler unseres Landes nicht 
länger zumuten, Hochschulplätze auch für jene Länder zu finanzie­
ren, deren überzogene Bildungspolitik zu dem jetzt deutlich werden­
den Desaster geführt hat. 
Die CDU fordert daher, die Chancen der Abiturienten aus Baden­
Württemberg auf einen Studienplatz zu verbessern. Solange nicht 
sichergestellt ist, daß in allen Ländern die gleichen Anforderungen an 
das Abitur gestellt werden, sieht die CDU in der Einführung von Län­
derquoten die einzige Möglichkeit, eine Benachteiligung der Bewer­
ber aus unserem lande zu verhindern . Baden-Württemberg hat hier 
konkrete Vorschläge vorgelegt, die jedem Abiturienten eine Studien­
chance offenhalten. 

Die Leistungsfähigkeit in Forschung und Lehre muß ge­
sichert bleiben 
Die CDU sieht auch künftig in Forschung und Lehre eine wichtige 
Grundlage des technischen und wirtschaftlichen Fortschritts. Die 
sich verschärfenden Engpässe im gesamten Hochschulbereich ver-
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langen aber, daß die wirtschaftliche Verwendung von Personal und 
Mitteln mit allen Anstrengungen verbessert wird. Die Forschung in 
unserem lande darf nicht zur Feierabendforschung herabsinken. 
1 n der Lehre verlangt der auf uns zukommende „Studentenberg", 
daß wir bis an die Grenze der Belastbarkeit gehen. Durch Kapazitäts­
feststellungen und Nutzungskontrollen, durch Schwerpunktbildung 
und Reform der Studiengänge muß das Vertrauen der Öffentlichkeit 
in die Leistungsfähigkeit des Hochschulbereichs gestärkt werden. 
Nach Auffassung der CDU haben die Hochschulen der Gesellschaft 
zu dienen. Die CDU wendet sich gegen jeden Versuch, daß unter dem 
Deckmantel der Selbstverwaltung die Hochschulen zu politischen 
Agitationen mißbraucht werden. 

VI 1. Gesellschaftspolitik 

Solidarität mit den Hilfsbedürftigen 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der politischen Arbeit der CDU liegt 
im Bereich der Sozialpolitik, und hier in der Hilfe für die alten, behin­
derten und kranken Menschen. Dabei verstehen die CDU und die von 
ihr getragene Landesregierung Sozialpolitik weder als allumfassende 
staatliche Versorgung noch als bloße Armenfürsorge. Sozialpolitik 
muß vielmehr getragen sein von der Achtung vor der Selbständigkeit 
und Selbstbestimmung der Menschen sowie vom Vertrauen auf ihre 
Bereitschaft zu eigener Verantwortung und Leistung. 
Die CDU hält die Sozialstationen für ein wichtiges Instrument der 
Sozialpolitik im lande. Durch sie werden die Hilfsdienste für die häus­
liche Krankenpflege, Altenpflege, Haus- und Familienpflege neu organi­
siert und wesentlich verbessert. Außerdem bilden sie Laien für pfle­
gerische Hilfen aus und geben den Bürgern die Möglichkeit zu ehren­
amtlicher Mitarbeit in der Nachbarschaftshilfe. Die CDU begrüßt es 
daher, daß inzwischen in fast allen Stadt- und Landkreisen solche 
Sozialstationen ihre Arbeit aufgenommen haben. 
Die CDU fühlt sich unseren älteren Mitbürgern besonders verpflichtet. 
Ohne ihre enormen Leistungen wäre der Aufbau unseres Landes, sei­
ner Wirtschaft und seiner freiheitlichen Demokratie nicht möglich 
gewesen. 
Die CDU tritt dafür ein, daß die alten Menschen die Verantwortung für 
ihren Lebensabend solange wie irgend möglich selbst tragen können. 
Aus diesem Grund räumt die CDU den offenen Hilfen den Vorrang 
ein vor der Heimunterbringung und der Anstaltspflege. Daher fördert 
sie auch den Bau von altengerechten Wohnungen. Die CDU folgt 
dabei der Erkenntnis, daß die alten Menschen möglichst lange in der 
ihnen vertrauten gesellschaftlichen Umgebung verbleiben sollten. 
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Aus Solidarität mit den schwächsten Gliedern unserer Gesellschaft 
hat sich die CDU stets nachhaltig für die behinderten Menschen in 
unserem Land eingesetzt. Die behinderten Kinder und Jugendlichen 
haben ein Recht auf Schulbildung wie alle anderen Kinder und Ju­
gendlichen. Unser Land kann für sich in Anspruch nehmen, in seiner 
Bildungspolitik mit der Chancengleichheit behinderter Kinder ernst 
gemacht zu haben. 
Neben der Schulbildung muß die Berufsbildung behinderter Jugend­
licher stehen, wofür sich insbesondere Berufsbildungswerke empfeh­
len. Mit dem Südwestdeutschen Rehabilitationszentrum in Neckar­
gemünd ist ein zukunftsweisender Anfang gemacht. Dies ist die größte 
derartige Einrichtung in der Bundesrepublik Deutschland, ja in ganz 
Europa. Auch die mit nachhaltiger Unterstützung des Landes errich­
teten Rehabilitationszentren in Stegen, Bad Krozingen und Gailingen 
sind weltweit anerkannt. Weiterhin sieht es die CDU für außerordent­
lich wichtig an, daß die Behinderten auch eine Arbeit finden, bei der 
sie ihre spezifischen Fähigkeiten und Begabungen entfalten können. 
Dabei kommt den Werkstätten für Behinderte besondere Bedeutung 
zu. Deshalb fordert die CDU, die Zahl der Plätze in Behindertenwerk­
stätten Zug um Zug auszubauen. 
Die CDU stellt sich den neuen sozialen Fragen in unserer Zeit. Sie 
macht sich insbesondere zum Anwalt derer, die unverschuldet in 
Not geraten sind, die mit dem Leben allein nicht fertig werden und die 
keine organisierten Fürsprecher haben. 

Für eine zukunftsgerechte Gesundheitspolitik 
Auf dem Weg zu einem modernen und sozialen Gesundheitswesen 
konnten entscheidende Fortschritte erzielt werden. Psychiatrieplan 
und Krankenhausgesetz zeigen dies. Die CDU hat sich dabei nicht von 
Schlagworten leiten lassen, sondern oberster Grundsatz war, die best­
mögliche ärztliche Versorgung für alle Patienten sicherzustellen. Diese 
Versorgung muß sich, unabhängig von der finanziellen Leistungs­
fähigkeit des Patienten, ausschließlich nach Art und Schwere der Er­
krankung richten. 
Die Kostenexplosion im Gesundheitswesen zeigt, daß vor allem 
Krankenhausbetten „kostbar" sind. Daher ist eine Verlagerung von 
Aufgaben der vollstationären Versorgung auf weniger kosteninten­
sive Einrichtungen erforderlich. Der Krankenhausbedarfsplan der 
CDU-Landesregierung garantiert ein bedarfsgerechtes Angebot an 
Krankenhausbetten im ganzen Land und vermeidet so teure Über­
kapazitäten. Schließlich tragen die von der CDU in Baden-Württem­
berg besonders geförderten „Offenen Hilfen" nicht nur zur Verbesse­
rung, sondern auch zu einer Verbilligung der Leistungen im Gesund­
heitswesen bei. 
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Familienpolitik 

Die CDU sieht den Schutz und die Pflege von Ehe und Familie als eine 
besonders wichtige Aufgabe an. Die sozialen Leistungen von Ehe 
und Familie sind auch heute noch vielfältig und unersetzlich. Die Fa­
milie ermöglicht die täglich notwendige Erholung für den arbeitenden 
Menschen, die Pflege der Kinder, Alten, Kranken und Schwachen. 
Keine öffentliche Institution vermag auch dem jungen Menschen in 
ähnlicher Weise das enge Zusammenleben mit unterschiedlichsten 
Menschen zu bieten und ihm auf diese Weise die notwendige Erfah­
rung in sozialem Verhalten zu vermitteln. 
In einer Demokratie müssen Ehe und Familie in jeder Weise gefördert 
werden, weil ein bewußt gestaltetes Privatleben ein Gegengewicht 
gegen die oft beklagte Entfremdung im Berufsleben und gegen den da­
mit verbundenen Verlust an Selbständigkeit bietet. Eigenverantwor­
tung und selbständige Initiativen sind aber notwendige Vorausset­
zungen für die Erhaltung eines Staatswesens, das in hohem Maße 
von der Urteilsfähigkeit und der politischen Einsatzfreudigkeit seiner 
Bürger abhängt. Schutz der Familie ist damit der wirksamste Schutz 
gegen die Beseitigung der Freiheit durch staatliche oder gesellschaft­
liche Macht. 
Die Familie muß den ihr gebührenden sozialpolitischen Rang behalten. 
Keine noch so teuren und perfekten staatlichen Einrichtungen können 
sie ersetzen. Es ist daher wichtig, die Wirtschafts- und Erziehungskraft 
der Familie zu stärken und nicht einer Frühkollektivierung der Kinder 
das Wort zu reden. 

Politik für die Frauen 

Das Grundgesetz bestimmt, daß Männer und Frauen gleichberechtigt 
sind, und daß niemand seines Geschlechtes wegen benachteiligt 
oder bevorzugt werden darf. Die CDU tritt daher dafür ein, daß die 
in der gesellschaftlichen Praxis noch bestehenden Vorurteile konse­
quent abgebaut werden. Sie bejaht daher die Emanzipation der Frau, 
aber sie widersetzt sich jedem Zwang zur Emanzipation, der nur neue 
Unfreiheiten schafft. Die Frauen müssen selbst darüber bestimmen 
können, ob sie einen Beruf ausüben oder sich ganz der Aufgabe wid­
men wollen, Mittelpunkt einer Familie zu sein . 
In ganz besonderem Maße sind die verwitwete, geschiedene oder le­
dige Mutter und ihr Kind auf die Hilfsbereitschaft und das Verständ­
nis der Gesellschaft angewiesen. Wenn auch die Familie, in der Mann 
und Frau sich gegenseitig ergänzen, für Eltern und Kinder gewiß 
die beste Form der Familiengemeinschaft ist, darf doch einer Familie, 
die nur eine Mutter besitzt, keine Diskriminierung zuteil werden . Die 
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unvollständige Familie ist für die heranwachsenden Kinder immer 
noch ungleich besser als die beste Heimerziehung. 
Die CDU will aber auch die volle Anerkennung der alleinstehenden 
Frau in der Gesellschaft, denn die alleinstehende moderne Frau erfüllt 
vielfältige Aufgaben in ihrem Beruf und in wichtigen Bereichen des 
öffentlichen Lebens. 
Um den vorgenannten Zielen Nachdruck zu verleihen verabschiedete 
der Pforzheimer Parteitag der CDU Baden-Württemberg 1974 eine 
„Aktionsprogramm zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der 
Frau in Beruf und Familie". 

VI 11. Landwirtschaftspolitik 

Politik für den ländlichen Raum 

Für die CDU bedeutet Agrarpolitik Dienst an der Gesellschaft. Denn 
Land- und Forstwirtschaft erfüllen wesentliche gesellschaftspolitische 
Aufgaben. Sie stellen eine ausreichende Eigenversorgung sicher, sie 
pflegen die Landschaften und sie bilden eine entscheidende Grund­
lage für die Erwerbstätigkeit im ländlichen Raum und damit für dessen 
Lebensfähigkeit. 
Die CDU will die bäuerlichen Familien und die Mitarbeiter landwirt­
schaftlicher Betriebe an der allgemeinen Einkommensentwicklung 
teilhaben lassen. Sie sagt ja zu einer freiheitlichen, unternehmerisch 
ausgerichteten Landwirtschaft auf der Grundlage des Privateigentums 
an Grund und Boden. Die CDU tritt dafür ein, die Erzeugerpreise in der 
Landwirtschaft an den Produktionskosten und an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung zu orientieren. Zur Ergänzung müssen ge­
zielte Einkommenshilfen direkt gewährt werden. 
Einzelbetriebliche Förderung und Flurbereinigung haben als Elemente 
einer dynamischen Strukturpolitik für Land- und Forstwirtschaft in 
Baden-Württemberg eine gute Tradition . Die CDU garantiert, daß 
diese Politik auch künftig fortgesetzt wird und daß sie auch weiterhin 
den besonderen regionalen Gegebenheiten Rechnung trägt. Der Weg, 
der in Baden-Württemberg durch das Landwirtschafts- und Landes­
kulturgesetz, durch das Alb- und Schwarzwaldprogramm eingeschla­
gen worden ist, muß konsequent fortgesetzt werden. Die CDU wird 
dafür Sorge tragen, daß sich auch diejenigen Gebiete fortentwickeln 
können, die von Bund und EG nicht ausreichend berücksichtigt wer­
den. Daneben ist es weiterhin ein besonderes Anliegen der CDU, 
der ländlichen Bevölkerung gleichrangige Bildungschancen zu si­
chern. 

59 



IX. Umweltschutz 

Erhaltung einer gesunden Umwelt 

Eine Hauptaufgabe der Gegenwart und Zukunft ist die Sicherung und 
Verbesserung der natürlichen Lebensbedingungen. Das Leben von 
Menschen, Tieren und Pflanzen muß gesichert, das ökologische Gleich ­
gewicht des Naturhaushaltes bewahrt oder wiederhergestellt werden. 
Die CDU wird auf der Grundlage ihres umfassenden Programms die 
vielfältigen Probleme Schritt für Schritt einer Lösung zuführen. Dies 
gilt für die Reinerhaltung des Wassers und der Luft, für Abfallbeseiti ­
gung und Lärmbekämpfung, für Naturschutz und Landschaftspflege. 
Auch dem Schutz der Lebensmittel kommt in der modernen Industrie­
gesellschaft eine überragende Bedeutung zu. Der Zwang zur Ertrags­
sicherung in der landwirtschaftlichen Produktion, die industrielle Ver­
arbeitung, die Verpackung und der Transport, setzen die Lebensmittel 
einer ständigen Belastung aus, die eine strenge Überprüfung durch die 
öffentlichen Stellen erforderlich macht. 

Der Wasserschatz unseres Landes ist gefährdet. Die Ausweitung der 
industriellen Produktion und der ständig wachsende Wasserverbrauch 
der privaten Haushalte haben den Abwasseranfall sprunghaft anstei ­
gen lassen und die Schmutzfracht unserer Gewässer erheblich ver­
größert. Durch ein neues Finanzierungssystem konnten in den letzten 
Jahren die Abwasseranlagen verdoppelt werden. Die großen Fort­
schritte bei der Reinerhaltung des Bodensees sind ermutigend und 
für die CDU verpflichtend, auch weiterhin alles zu tun, damit er als 
größter Trinkwasserspeicher Europas erhalten bleibt und gesichert 
wird . 
Saubere Luft ist lebenswichtig. Um Anhaltspunkte für die Umwelt­
belastung zu erhalten und die Abwehrmaßnahmen zu verbessern, 
fordert die CDU, daß ein Verzeichnis der Hauptverursacher von Luft­
verunreinigungen angelegt und ein automatisches Meßstellennetz 
zur Luftüberwachung in den Verdichtungs- und Ballungszentren des 
Landes aufgebaut wird. 
Die Beseitigung der im lande anfallenden Abfallmengen ist zu einem 
ernsten Umweltproblem geworden. Die CDU sieht es daher als eine 
vordringliche Aufgabe an, umweltfreundliche Beseitigungsmöglich­
keiten zu schaffen. Das setzt eine eingehende, das ganze Land und 
alle Arten von Abfall umfassende Planung voraus. Der Abfallbeseiti­
gungsplan der Landesregierung wird dieser Forderung gerecht. 

Ein großes Problem stellt die Lärmbelästigung dar. Viele Menschen 
leiden darunter und tragen gesundheitliche Schäden davon. War es 
früher fast ausschließlich der gewerbliche Lärm, so bildet heute der 
Straßenverkehr in vielen Wohngegenden die schlimmste Lärmquelle. 
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Die CDU tritt dafür ein, daß die vorhandenen Lärmschutzmaßnahmen 
ergänzt und ausgebaut werden. 
Baden-Württemberg, reich an herrlichen Landschaften und vielen 
Kurorten, muß auch in Zukunft Ferienland und Erholungsgebiet blei­
ben. Die CDU wird sich deshalb für die Erhaltung der wertvollen Land ­
schaften in Baden-Württemberg ebenso einsetzen wie für die Aus­
weisung weiterer Natur- und Landschaftsschutzgebiete. 

X. Innere Sicherheit 

Die innere Sicherheit gehört zu den Grundpfeilern einer freiheitlichen 
Rechtsordnung. Ein Staat, der die Rechte seiner Bürger nicht zu 
schützen vermag, verliert die Grundlage des Vertrauens, ohne die er 
nicht bestehen kann. Freiheit und demokratische Solidarität können 
nur gedeihen, wenn die Sicherheit des Einzelnen, der Gemeinschaft 
und der demokratischen Ordnung gewährleistet ist. · 

Den Sicherheitsplan Schritt für Schritt verwirklichen 

Für die CDU in diesem lande ist die innere Sicherheit kein Modewort, 
das sie erst heute entdeckt. Für die CDU ist die Festigung von Sicher­
heit und Ordnung im Innern eine dauernde Verpflichtung und ein 
Schwerpunkt ihres landespolitischen Handelns. Deshalb steht sie voll 
hinter dem Sicherheitsplan der Landesregierung. Sie erwartet die 
weitere zügige Durchführung dieses Planes. 
Insbesondere setzt sich die CDU dafür ein, die Pol izei so zu verstärken 
und auszurüsten, wie es die Bekämpfung der Schwerkriminalität und 
anderer Bedrohungen unserer Sicherheit zwingend erforderlich macht. 
Die CDU ist sich jedoch bewußt, daß innere Sicherheit nicht allein 
von der Zahl und Ausrüstung der Polizeibeamten abhängt. Vielmehr ist 
entscheidend, daß die Bürger zu ihrem Staat stehen, daß die Politiker 
Recht und Freiheit der Bürger entschlossen verteidigen. Die CDU 
hat hier ihre klare und geradl inige Haltung unter Beweis gestellt. Sie 
wird das auch in Zukunft tun. 
Hieran fehlt es bei SPD und FDP. Das hat sich bei zahlreichen von 
Baden-Württemberg eingebrachten Bundesratsinitiativen gezeigt, die 
von SPD und FDP regierten Ländern nicht unterstützt wurden. 
Die Bürger des Landes, in dem gegenwärtig der Prozeß gegen den 
harten Kern der Baader- Meinhof- Bande stattfindet, haben kein Ver­
ständnis für eine Verharmlosung der Probleme der inneren Sicherheit. 

Keine Verfassungsfeinde in den öffentlichen Dienst 

Die CDU steht uneingeschränkt zu dem Grundsatz, daß der freiheit­
lich-demokratische Rechtsstaat berechtigt, ja sogar verpflichtet ist, 
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Verfassungsfeinde vom öffentlichen Dienst fernzuhalten. Diese Ver­
pflichtung hat das Bundesverfassungsgericht eindeutig ausgespro­
chen. Es muß dabei bleiben, daß in das Beamtenverhältnis nur berufen 
werden darf, wer die Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitlich­
demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzu­
treten. Von allen Beamten muß auch in Zukunft verlangt werden, daß 
sie sich innerhalb und außerhalb des Dienstes aktiv für die Erhaltung 
dieser Grundordnung einsetzen. 
Die CDU ist bereit, diese Grundsätze in die Tat umzusetzen. Die CDU 
ist entschlossen, Verfassungsfeinde aus dem öffentlichen Dienst fern­
zuhalten. Das kann nur geschehen, wenn die Voraussetzungen dafür 
im Bund geschaffen und im Land erhalten werden. Dazu gehört un­
abdingbar: 
- Die Mitgliedschaft in einer Partei oder sonstigen Vereinigung, die 

verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, begründet in der Regel Zweifel 
daran, ob der Bewerber jederzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung eintreten wird. 
Bleiben die Zweifel bestehen, so ist der Bewerber abzulehnen. 
dem Staat dürfen bei der Ermittlung der Verfassungsfeinde nicht 
die Hände gebunden werden. 

Das Verfahren der Ablehnung muß sich, so wie in Baden-Württem­
berg, in einem konsequent rechtsstaatlichen Verfahren vollziehen. 
Jeder Bewerber, bei dem Erkenntnisse vorliegen, muß gehört werden . 
Jede ablehnende Entscheidung muß begründet und zur Begründung 
dürfen nur gerichtsverwertbare Tatsachen herangezogen werden. Da­
mit unterliegt jede Entscheidung der vollen Nachprüfbarkeit durch die 
Gerichte. Damit zeigt sich: Die von SPD und FDP immer wieder auf­
gestellte Behauptung, dem baden-württembergischen Verfahren 
mangle es an Rechtsstaatlichkeit, ist im Grunde ein Angriff gegen un­
sere unabhängigen Gerichte und gegen unseren Rechtsstaat. 
Offenkundig sind SPD und FDP tatsächlich nicht bereit, Extremisten 
aus dem öffentlichen Dienst fernzuhalten. Ihre im Bundestag einge­
brachte Novelle zum Beamtenrechtsrahmengesetz beweist es ebenso 
wie ihre böswilligen Verleumdungen des baden-württembergischen 
Verfahrens. SPD und FDP mangelt es auch in dieser Frage an einer 
geradlinigen und festen Haltung. Der Einfluß der linken Flügel in bei­
den Parteien läßt eine solche Einstellung nicht zu. 
Die CDU bedauert, daß SPD und FDP freiheitlich-rechtsstaatliche 
Grundpositionen vielfach preisgegeben haben, die unter Kurt Schu­
macher und Theodor Heuss noch selbstverständlich waren. Ihnen stan­
den die Erfahrungen der Weimarer Republik noch deutlich vor Augen. 
Denn es ist nicht wahr, daß der Ausschluß von Verfassungsfeinden 
vom öffentlichen Dienst Ausdruck einer antiliberalen Haltung ist. In 
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Wahrheit handelt nicht derjenige liberal, der gegenüber den Feinden 
der freiheitlichen Ordnung eine Politik des Gewährenlassens betreibt. 
Liberal handelt vielmehr derjenige, der es auf sich nimmt, aktiv die 
Freiheit seiner Mitbürger zu schützen. 

XI. Rechtspolitik 

Recht sichert die Freiheit 

Die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung, ihre Bewahrung und ihre 
Erneuerung sind Ziel und Inhalt der Rechts- und Justizpolitik der CDU. 
Die Rechtspolitik muß im Sinne des Grundgesetzes als eine Wert­
ordnung verwirklicht werden, die den inneren Frieden gewährleistet. 
Nur von diesem Zentrum aus kann die Rechtsordnung befriedigende 
und befriedende Antworten auf die drängenden Tagesfragen geben. 
Zugleich gilt es, Recht und Gesetz entschieden durchzusetzen und 
damit den einzelnen Bürger ebenso wie unsere staatliche Ordnung zu 
schützen und damit die Freiheit des Einzelnen und die Freiheit im 
ganzen zu gewährleisten. 
Die CDU bekennt sich zu einem materiellen Verständnis des Rechts­
staates, das sich nicht in der Einhaltung formaler Spielregeln erschöpft. 
Der Rechtsstaat muß sich die Verwirklichung der Gerechtigkeit zum 
Ziele setzen und insgesamt seine Macht auf die Seite des Rechts 
stellen. 
Die CDU wird sich auch künftig mit Entschiedenheit gegen äußere 
oder innere Angriffe auf die Integrität der Rechtsprechung wehren . 
Sie wird in ihrem Bemühen fortfahren, die gesetzlichen, die personel­
len und die sachlichen Voraussetzungen für einen ordnungsgemäßen 
und raschen Rechtsgang zu schaffen. Sie tritt dafür ein, daß die Justiz 
bürgerfreundlich ist, daß tatsächliche oder vermeintliche Hemmnisse 
bei der Durchsetzung des Rechts beseitigt werden und sozial schwa­
chen Bürgern durch kostenlose Rechtsberatung Chancengleichheit 
vor dem Recht gesichert wird. 
Die CDU wird sich für eine weitere Verbesserung des Strafvollzugs 
im lande einsetzen. Sie sieht darin einen entscheidenden Faktor für 
die innere Sicherheit und zugleich eine soziale Hilfestellung für den 
Straftäter nach dem Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Entscheidend ist 
dabei eine nüchterne und realistische Einschätzung der tatsächlich 
gegebenen Möglichkeiten zur sogenannten Resozialisierung des 
Straftäters. Vollzugspolitik kann ebenso wenig auf der Grundlage 
von Utopien wie auf der Grundlage von Ideologien gemacht werden, 
die im Straftäter nur einen Kranken sehen. 
Die CDU sieht es als entscheidend an, daß das Rechtsbewußtsein 
der Bevölkerung entwickelt und gestärkt wird. Ein gedeihliches Zu-
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sammenleben der Bürger hängt ganz wesentlich davon ab, daß der 
Einzelne nicht nur seine Rechte kennt und durchzusetzen vermag, son­
dern auch die Rechte der anderen achtet und für Recht und Gerech­
tigkeit in Staat und Gesellschaft eintritt. 

XII. Die Mitverantwortung des Landes Baden-Württemberg 
für die Außen- und Sicherheitspolitik 

Die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforde­
rungen unserer Zeit können nur bewältigt werden, wenn die CDU 
den unauflösbaren Zusammenhang von Innen- und Außenpolitik 
auch künftig deutlich macht. Hierfür trägt die von der CDU geführte 
Landesregierung Mitverantwortung. 
Die SPD/FDP-Regierung hat mit dem Moskauer-, dem Warschauer­
und dem Grundlagenvertrag völkerrechtlich verbindliche Abkommen 
getroffen. Die CDU bewertet diese Verträge im Sinne der gemeinsa­
men Entschließung aller Fraktionen des Deutschen Bundestages vom 
17. Mai 1972 und des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum 
Grundlagenvertrag. Es bleibt aber festzuhalten, daß diese Ostpolitik 
die Erwartungen aller Deutschen tief enttäuscht hat. Den von uns er­
brachten Leistungen stehen keine Gegenleistungen gegenüber. Die 
in Aussicht gestellten menschlichen Erleichterungen sind weitestge­
hend ausgeblieben. Die unmenschliche Trennung der Bevölkerung 
in beiden Teilen Deutschlands ist nicht überwunden, sondern ver­
tieft worden. Der Ausbau des Todesstreifens und die Zwangsadoption 
sind dafür beredte Beispiele. An die Stelle von mehr Menschlichkeit 
treten immer neue Zahlungen in Milliardenhöhe. 
Die CDU verfolgt nach wie vor das Ziel , die Einheit der Nation zu er­
halten und die Freiheit und Einheit für das ganze deutsche Volk zu 
verwirklichen. Sie bekennt sich zur vollen Solidarität mit den Ver­
triebenen und Flüchtlingen. Die Verwirklichung des Selbstbestim­
mungsrechts aller Deutschen ist unser gemeinsames Anliegen und 
bleibt unsere unverzichtbare politische Forderung. Zusammen mit den 
Vertriebenen und Flüchtlingen werden wir auch künftig an einem Aus­
gleich mit unseren östlichen Nachbarn beharrlich arbeiten, der die 
deutschen Rechte nicht preisgibt, Existenz und freie Entfaltung der 
Nachbarvölker achtet und auf Gewalt verzichtet, wie es in der Charta 
der Vertriebenen schon 1950 feierlich erklärt worden ist. 
Seit Konrad Adenauer sind Deutschland- und Europapolitik nicht von­
einander zu trennen. Der Zusammenschluß der freiheitlich europäi­
schen Staaten zu einer politischen Union bleibt unser Auftrag. Aus der 
Nachbarschaft unseres Landes zu Frankreich, Österreich und der 
Schweiz erwächst Baden-Württemberg eine besondere Verpflichtung 
zu europäischer Zusammenarbeit. 
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Die fortdauernde Bedrohung der freien Welt durch die Sowjetunion 
und den Warschauer Pakt erfordert die europäische und atlantische 
Solidarität. Die Staaten des Warschauer Paktes sind unter Führung 
der Sowjetunion mehr denn je in einer gewaltigen Aufrüstung be­
griffen. Deshalb dürfen unser Wille und unsere Bereitschaft zur Ver­
teidigung nicht ausgehöhlt werden. 
Der Auftrag unserer Bundeswehr liegt darin, unsere Freiheit im Bünd­
nis der NATO zu verteidigen. Dies muß - als eine Pflicht für die Ge­
meinschaft - wieder stärker in das allgemeine Bewußtsein eingehen. 
Es ist Bürgerpflicht, zur Verteidigung der Heimat beizutragen. 

XII. Schlußbemerkung 

Die CDU wirbt um das Vertrauen der Bürger dieses Landes. Sie setzt 
ihre Politik des Augenmaßes und der Vernunft gegen eine Politik 
sauertöpferischer Bevormundung und ideologischer Verklemmtheit. 
Die CDU wird alle Kräfte dafür einsetzen, daß die Tugenden der 
Baden-Württemberger, der Fleiß, die Sparsamkeit, der Erfindungs­
reichtum, die Beharrlichkeit, die Lebensfreude und der Sinn für frei­
heitliche Traditionen unser Land weiter voranbringen in eine gesicherte 
Zukuft. 

MIT UNS FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG 
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